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All den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Assoziationspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 2313/71 und 2823/71 über die zeit- 
weilige teilweise Aussetzung der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs für Wein mit Ursprung in und Herkunft 
aus Algenen, Marokko, Tunesien und der Türkei. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudeerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Verlängerung der Verordnungen (EWG) Nr. 2313/71 
und 2823/7 1 über die zeitweilige teilweise Aussetzung der 
Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung 
in und Herkunft aus Algerien, Marokko, Tunesien 
und der Türkei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnungen (EWG) Nr. 2313/71 und 2823/71 
haben bis zur Einführung einer endgültigen Rege- 
lung eine Übergangsregelung für die Einfuhr von 
Weinen aus Algerien, Marokko, Tunesien und der 
Türkei in die Gemeinschaft festgelegt. Da diese end- 
gültige Regelung noch nicht erlassen ist, empfiehlt 


es sich, die Ubergangsregelung unter denselben 
Bedingungen zu verlängern, die bei ihrem Erlaß zu- 
grunde gelegt worden waren - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Das in Artikel 2 Unterabsatz 2 der Verordnungen 
(EWG) Nr. 2313/71 und 2823/71 genannte Datum 
des 31. August 1972 wird durch das des 31. August 
1973 ersetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 2313/71 des Rates über 
die zeitweilige teilweise Aussetzung der Zollsätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs für Wein mit Ursprung 
in und Herkunft aus Algerien und die Verordnung 
(EWG) Nr. 2823/71 zur zeitweiligen Aussetzung der 
Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs für Weine mit Ur- 
sprung in und Herkunft aus Marokko, Tunesien und 
der Türkei wurden vom Rat als Übergangsrege- 
lungen bis zur Einführung einer endgültigen Rege- 
lung erlassen, um eine Unterbrechung der Weinaus- 
fuhren in die Gemeinschaft, die für dieses Land 
von vorrangiger Bedeutung sind, zu verhindern, 
ohne daß dadurch den Interessen der Gemeinschafts- 
erzeuger geschadet wird. 

Da diese Verordnungen nur bis zum 31. August 
1972 Gültigkeit haben und es wenig wahrscheinlich 
ist, daß endgültige Regelungen bis zu diesem Zeit- 
punkt erlassen sind, empfiehlt die Kommission dem 
Rat, die Geltungsdauer dieser Verordnungen bis 
spätestens zum 31. August 1973 zu verlängern und 
zu diesem Zweck den vorliegenden Vorschlag für 
eine Verordnung anzunehmen. 
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